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Inhalt: Geſetz, betreffend die Umlegung von Grundſtücken in Frankfurt a. M., S. 273. — Verfügung 
des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil der Bezirke der 
Amtsgerichte Idſtein, Montabaur, Naſſau, Wallmerod, Weilburg und Wiesbaden, S. 291. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter 
veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden de., S. 292. — Berichtigung, S. 292, 


(Nr. 10386.) Geſetz, betreffend die Umlegung von Grundſtücken in Frankfurt a. M. Vom 
28. Juli 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: i 


Erſter Abſchnitt. 
Vorausſetzungen der Umlegung. Vorbereitendes Verfahren. 


NE 
In Frankfurt a. M. kann für überwiegend unbebaute Theile des Gemeinde⸗ 
bezirkes, für die der Bebauungsplan endgültig feſtgeſtellt iſt, aus Gründen des 
öffentlichen Wohles zur Erſchließung von Baugelände ſowie zur Herbeiführung 
einer zweckmäßigen Geſtaltung von Baugrundſtücken die Umlegung von Grund— 
ſtücken verſchiedener Eigenthuͤmer nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen 
bewirkt werden. 
2 


Die Umlegung kann ſich nur auf einen einzelnen Theil des Gemeinde— 
bezirkes (Umlegungsgebiet) erſtrecken. Das Umlegungsgebiet iſt ſo zu begrenzen, 
daß ſich die Umlegung zweckmäßig durchführen läßt, und nicht größer zu be⸗ 
meſſen, als für die Zwecke der Umlegung erforderlich ift; hierbei iſt insbeſondere 
auf die Geſtaltung des Geländes und auf beſtehende oder im Bebauungsplane 
($. 1) feſtgeſetzte Straßen Rückſicht zu nehmen. Einzelne im Umlegungsgebiete 
belegene bebaute oder in beſonderer Weiſe (als Handelsgärtnereien, Baumſchulen, 
Parkanlagen und dergleichen) benutzte Grundſtücke können von der Umlegung ganz 
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oder theilweiſe ausgenommen werden. Grundſtücke, welche zur dauernden Aus⸗ 
übung ſtaatshoheitlicher Rechte beſtimmt find, müſſen auf Verlangen der zu 
ſtändigen Behörde von der Umlegung ausgeſchloſſen werden. 


8 $. 3. 

Die Umlegung kann erfolgen 3 f 

1. auf Antrag des Magiſtrats zufolge Gemeindebeſchluſſes oder 

2. auf Antrag der Eigenthümer von mehr als der Hälfte der nach dem 

Grund⸗ und Gebäudeſteuerkataſter zu berechnenden Fläche der um⸗ 
zulegenden Grundſtücke, ſofern die Antragſteller mehr als die Hälfte 
der Eigenthümer umfaſſen. Für die in dieſem Falle anzuſtellende Be⸗ 
rechnung iſt bei Grundſtücken, an denen das Eigenthum Mehreren 
nach Bruchtheilen zuſteht, für jeden Miteigenthümer ein ſeinem Eigen⸗ 
thumsantheil entſprechender Bruchtheil der Fläche des gemeinſchaftlichen 
Grundſtücks in Anſatz zu bringen. 

Veräußerungsverbote ſtehen der Umlegung nicht entgegen. Der Antrag 
iſt im Falle des Abſ. 1 Nr. 2 bei dem Magiſtrat anzubringen. Iſt in dieſem 
Falle das Umlegungsgebiet derart abgegrenzt, daß die Gemeinde gemäß §. 13 
Entſchädigung in Geld zu gewähren hat, ſo iſt die Zuſtimmung des Magiſtrats 
erforderlich. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 Nr. 1 findet keine Anwendung, wenn der über⸗ 
wiegende Theil der für eine Amlegung in Ausſicht genommenen Grundfläche von 
den Eigenthümern im eigenen Betriebe zur gewerblichen Gärtnerei benutzt wird. 


F. 4. N N 

Iſt der Magiſtrat nach vorangegangenem Gemeindebeſchluſſe bereit, die 
Umlegung zu beantragen (F. 3 Abſ. 1 Nr. 1), oder iſt der im F. 3 Abſ. 1 Nr. 2 
bezeichnete Antrag der Eigenthümer bei ihm angebracht, fo hat er der Bau- 
polizeibehörde von der in Ausſicht genommenen Umlegung Mittheilung zu machen. 
Er hat außerdem, ſofern es noch nicht geſchehen iſt, ohne Verzug ein Verzeichniß 
aufzuſtellen, in welchem die umzulegenden Grundſtücke unter Benennung ihrer 
Eigenthümer und mit ihrer kataſter⸗ und grundbuchmäßigen Bezeichnung einzeln 
aufgeführt ſind, und worin ferner angegeben iſt, welcher Prozentfatz des ein⸗ 
geworfenen Geländes von den Betheiligten abgetreten und zu öffentlichen Straßen 
und Plätzen (F. 10 Abſ. 2) ausgeſchieden werden ſoll und innerhalb welcher Friſt 
die im Bebauungsplane feſtgeſetzten Straßen und Plätze des Umlegungsgebiets 
für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertiggeſtellt werden ſollen. Dem 
Verzeichniß iſt ein Plan anzuheften, aus welchem die Lage, Größe, etwaige Be⸗ 
bauung und beſondere Benutzung der umzulegenden Grundſtücke erſichtlich ſind. 
Verzeichniß und Plan hat der Magiſtrat zu Jedermanns Einſicht offenzulegen. 
Wie dies geſchehen ſoll, wird in ortsüblicher Art mit dem Bemerken bekannt 
gemacht, daß Einwendungen innerhalb einer genau zu beſtimmenden Friſt von 


MD 


mindeſtens vier Wochen bei dem Magiſtrat anzubringen ſind. Den Eigenthümern 
iſt eine Benachrichtigung dieſes Inhalts zuzuſtellen. Umfaßt der Plan Grund⸗ 
ſtücke der im letzten Satze des $. 2 gedachten Art, ſo iſt die zuſtändige Behörde 
beſonders zu benachrichtigen. f 


$. 5. 

Der Magiſtrat hat die erhobenen Einwendungen thunlichſt zur gütlichen 
Erledigung zu bringen und ſodann den Umlegungsantrag nebſt den auf die 
Angelegenheit bezüglichen Schriftſtücken ohne Verzug dem Bezirksausſchuß einzu⸗ 
reichen. Der Bezirksausſchuß beſchließt nach Anhörung der Ortspolizeibehörde 
über das Vorhandenſein der in den §h. 1 bis 4 bezeichneten Vorausſetzungen 
der Umlegung und über die nicht erledigten Einwendungen. 

Er kann im Falle des H. 3 Abſ. 1 Nr. 2 mit Zuſtimmung der Antrag⸗ 
ſteller feſtſetzen, daß ihnen die Koſten des Verfahrens ganz oder zum Theil zur 
Laſt fallen. 

Der Beſchluß iſt dem Magiſtrate, den Eigenthümern und denjenigen Be⸗ 
theiligten ($. 57), welche an dem Verfahren theilgenommen haben, zuzuſtellen; 
außerdem iſt er von dem Magiſtrat in ortsüblicher Weiſe unter Hinweis auf 
den Inhalt der $$. 7, 27 und 50 bekannt zu machen. 


FG. 6. 

Die Zurücknahme des Antrags ($. 3) iſt nur bis zur Beſchlußfaſſung des 
Vezirksausſchuſſes (§. 5 Abſ. 1) zuläſſig. 

Im Falle des F. 3 Abſ. 1 Nr. 2 genügt zur Zurücknahme des Antrags 
die Erklärung der Eigenthümer von mehr als zwei Dritteln der nach der be⸗ 
zeichneten Vorſchrift bei der Antragſtellung in Betracht gekommenen Grundfläche. 

Die Koſten fallen den zurücknehmenden Antragſtellern zur Laſt. Sie 
werden in dem Falle des §. 3 Abſ. 1 Nr. 2 von dem Magiſtrat endgültig feſt⸗ 
geſetzt und unterliegen der Einziehung im Verwaltungszwangsverfahren durch die 
Gemeinde. 


f F. 7. ö 

Kommt im Falle des §. 3 Abf. 1 Nr. 1 eine Vereinbarung über die Um- 
legung zwiſchen der Gemeinde und den Eigenthümern in rechtsverbindlicher Form 
zu Stande, ſo unterbleibt die Einleitung des Umlegungsverfahrens ($: 8), wenn 
der Magiſtrat und eine nach F. 3 Abſ. 1 Nr. 2 zu beſtimmende Mehrheit von 
Eigenthümern darauf antragen. 

Erſtreckt ſich die Vereinbarung nur auf einen Theil des Umlegungsgebiets, 
fo findet die Vorſchrift des Abſ. 1 entſprechende Anwendung, wenn der Zweck 
der Umlegung bei einer Beſchränkung auf die von der Vereinbarung betroffenen 
Grundſtücke noch im Weſentlichen zu erreichen iſt und wenn außerdem die Eigen⸗ 
thümer der übrigen Grundſtücke mit der Beſchränkung einverſtanden ſind oder 
eine ſpätere Umlegung ihrer Grundſtücke nicht ausgeſchloſſen iſt. In dieſem 
Falle ſind die Grundſtücke der nicht an der Vereinbarung betheiligten Eigenthümer 
von der Umlegung auszunehmen. 
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Zur Herbeiführung von Vereinbarungen im Sinne der Abſ. 1 und 2 kann 
der Bezirksausſchuß eine angemeſſene Friſt beſtimmen, innerhalb deren die Ein— 
leitung des Umlegungsverfahrens ausgeſetzt bleibt. Er hat die Friſt zu beſtimmen, 
wenn der Magiſtrat oder mindeſtens eine ſolche Mehrheit von Eigenthümern, 
die unter den Vorausſetzungen des Abſ. 2 in Gemeinſchaft mit dem Magiſtrat 
zur Stellung des dort vorgeſehenen Antrags nach dem Ermeſſen des Bezirks— 
ausſchuſſes berechtigt ſein würde, darauf antragen. 

Die Entſcheidungen in den Fällen des Abſ. 1 bis 3 werden von dem 
Bezirksausſchuß im Beſchlußverfahren getroffen. Der Beſchluß im Falle des 
Abſ. 3 iſt endgültig. 


Zweiter Abſchnitt. 
Das Umlegungsverfahren. 


1. Einleitungsverfügung. Umlegungskommiſſion. 
§. 8. 

Stehen die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Einleitung des Umlegungs⸗ 
verfahrens endgültig feſt, ſo verfügt der Regierungspräſident die Einleitung und 
ernennt zur Durchführung des Verfahrens eine Kommiſſion. 

Der Kommiſſion haben zwei Kommiſſare des Regierungspräſidenten, von 
denen der eine mit dem Vorſitze, der andere mit der Stellvertretung des Vor⸗ 
ſitzenden zu beauftragen iſt, ſowie als Mitglieder wenigſtens je ein Baufachver- 
ſtändiger, ein zum Richteramte befähigter Rechtsverſtändiger, ein geprüfter Land⸗ 
meſſer ſowie ein Sachverſtändiger für die Bewerthung der Grundſtücke anzuge⸗ 
hören. Magiſtratsmitglieder können nicht Mitglieder der Kommiſſton fein. 

Vor der Ernennung der Kommiſſionsmitglieder ſind der Magiſtrat und 
die Eigenthümer mit Vorſchlägen zu hören. 

Die Mitglieder haben Anſpruch auf Erſatz der baaren Auslagen und auf 
Gebühren nach Maßgabe der für Sachverſtändige in gerichtlichen Angelegenheiten 
beſtehenden Vorſchriften. 

Die Kommiſſion iſt, unbeſchadet der Beſtimmung im F. 36 Abſ. 2, 
beſchlußfähig, wenn ſämmtliche Mitglieder zur Beſchlußfaſſung eingeladen und 
der Vorſitzende oder ſein Stellvertreter und mindeſtens die Hälfte der Mitglieder 
anweſend find; fie beſchließt nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit ent— 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Die Kommiſſion wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorſitzenden 
vertreten. 

Die Urkunden der Kommiſſion find öffentliche. Ihre Protokolle und der 
Vertheilungsplan haben die Kraft gerichtlicher Urkunden. 

Die Einleitung des Verfahrens und die Ernennung der Kommiſſion ſind 
in ortsüblicher Weiſe öffentlich bekannt zu machen. 


„„ 


2. Umlegungsvermerk. 


8 

Auf Erſuchen der Kommiſſion hat das Grundbuchamt in die Grundbücher 
der umzulegenden Grundſtücke einzutragen, daß das Umlegungsverfahren ein⸗ 
geleitet iſt Umlegungsvermerfk ). 

Von dem Inhalte der Grundbücher ſoll ſich die Kommiſſion zuverläſſige 
Kenntniß verſchaffen, erforderlichenfalls hat fie zu dieſem Zwecke bei dem Grund— 
buchamte die Ertheilung von Abſchriften zu beantragen. Auch wenn beglaubigte 
Abſchriften ertheilt werden, find nur baare Auslagen zu berechnen. 

Die nach der Eintragung des Umlegungsvermerkes erfolgenden Eintragungen 
hat das Grundbuchamt der Kommiſſion von Amtswegen bekannt zu machen. 

Soweit das Grundbuch noch nicht angelegt iſt, finden die vorſtehenden 
Beſtimmungen hinſichtlich der ſonſtigen gerichtlichen Bücher entſprechende An⸗ 
wendung. 


3. Umlegungsgrundſätze. 


$. 10. 

Die zur Umlegung beſtimmten Grundſtücke ſind in eine Maſſe zu ver⸗ 
einigen. In die Maſſe find insbeſondere auch die vorhandenen öffentlichen 
Wege und Plätze einzuwerfen. 

Von der Geſammtmaſſe iſt das zu den öffentlichen Straßen und Plätzen 
erforderliche Gelände bei der Vertheilung vorweg auszuſcheiden und der Gemeinde 
oder dem ſonſtigen Wegeunterhaltungspflichtigen zu überweiſen. Durch die Ueber⸗ 
weiſung werden die Gemeinde und die ſonſtigen Wegeunterhaltungspflichtigen 
für die Einwerfung der öffentlichen Wege und Plätze abgefunden 

Die Reſtmaſſe wird unter die Eigenthümer vertheilt. 


n 
Den Betheiligten ($. 57 Abſ. 2 bis 5) iſt vollſtändige Entſchädigung nach 
Maßgabe der Vorſchriften der $$. 12 bis 21 zu gewähren. 


§. 12. 

Die Vertheilung der im §. 10 Abſ. 3 bezeichneten Reſtmaſſe hat nach 
Zweckmäßigkeit und Billigkeit zu erfolgen und zwar thunlichſt ſo, daß die 
Geſammtfläche nach dem Verhältniſſe vertheilt wird in welchem die Eigenthümer 
bei der früheren Geſammtfläche betheiligt waren. Dabei ſollen thunlichſt die 
Grundſtücke rechtwinklig zu den Straßen und Plätzen gelegt und in der örtlichen 
Lage, in der ſie vor der Umlegung beſeſſen wurden, den Eigenthümern zuge⸗ 
wieſen werden. Insbeſondere ſollen bebaute Grundſtücke ſowie Grundſtücke, die 
einen nach §. 14 beſonders zu erſetzenden Werth haben, ſoweit ſie nicht in 
Straßen oder Plätze fallen, und vorbehaltlich der etwa erforderlichen ander⸗ 
weitigen Begrenzung thunlichſt den bisherigen Eigenthümern belaſſen werden. 
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Iſt das eingeworfene Grundſtück in feinen Theilen verſchieden belaſtet oder 
ſind verſchieden belaſtete Grundſtücke desſelben Eigenthümers in die Maſſe ein⸗ 
geworfen, ſo iſt für jeden der bezeichneten Theile oder für jedes Grundſtück oder 
für jede Mehrheit von Grundſtücken, welche in gleicher Weiſe belaſtet ſind, 
mindeſtens ein neues Grundſtück auszuweiſen. 


N is 

Für das zu Straßen und Plätzen über den Flächeninhalt der ein⸗ 
geworfenen öffentlichen Wege und Plätze hinaus erforderliche Gelände iſt den 
Eigenthümern Entſchädigung in Geld zu gewähren, ſoweit dieſes Gelände 30 
vom Hundert der von den Eigenthümern eingeworfenen Grundfläche überſteigt. 

Die Entſchädigung iſt als Bruchtheil des Geſammtwerths des zu den 
Straßen und Plätzen beſtimmten Geländes zu berechnen. 


Außer dem Anſpruch auf Landzuweiſung haben die Eigenthümer ferner 
Anſpruch auf Entſchädigung in Geld 

I. für entzogene Gebäude, ſonſtige Beſtandtheile und Zubehörſtücke des 
eingeworfenen Grundſtücks, 

2. für den Verluſt des Werthes, der dem eingeworfenen Grundſtücke 
vermöge beſonderer natürlicher Eigenſchaften oder vermöge darauf ge 
machter Verwendungen zukommt, ſoweit nicht auf dem zugewieſenen 
Grundſtück entſprechender Erſatz geboten wird, 5 

3. für den Verluſt des auf die Benutzung der Gebäude oder die beſondere 
Beſchaffenheit oder Benutzung des Grundſtücks begründeten Gewerbes 
(Fabriken, Handelsgärtnereien, Baumſchulen „Thon-⸗ und Lehmgruben 
und dergleichen). 

Eine Wertherhöhung, die mit Rückſicht auf die in Ausſicht ſtehende oder 

eingeleitete Umlegung eintritt, bleibt hierbei außer Betracht. 


155 

Iſt das eingeworfene Grundſtück mit Rechten belaſtet, die nach F. 42 
Abſ. 1, 2 erlöſchen und für die nach §. 20 Entſchädigung geleiftet werden muß, 
ſo kann die Kommiſſion dem Eigenthümer die Zahlung eines Geldbetrags bis 
zur Höhe des Minderwerths auferlegen, den das eingeworfene Grundſtück in Folge 
der Belaſtung für ihn hatte (Zuſchuß). 

Der Zuſchuß iſt an die Gemeinde zu zahlen. Dem Eigenthümer iſt jedoch 
auf Antrag bis zum Verkauf oder zur Bebauung des Grundſtücks gegen eine 
Verzinſung mit dreieinhalb vom Hundert Stundung zu gewähren. 


Ge. 5 
Soweit der Werth der auf Grund der $$. 11 bis 14 erfolgten Zuweiſungen 
etwa hinter dem Werthe des eingeworfenen Grundſtücks zurückbleiben ſollte, haben 
die Eigenthümer Anſpruch auf weitere Entſchädigung in Geld. 
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Eine Wertherhöhung, die das. eingeworfene Grundſtück mit Rückſicht auf 
die in Ausſicht ſtehende oder eingeleitete Umlegung erfährt, bleibt hierbei außer 
Betracht. 8 E 
Das zugewieſene Grundſtück wird nach dem Werthe geſchätzt, den es nach 
der Umlegung in dem Zeitpunkt erlangt, in welchem es auf Grund der Ueber— 
weiſungserklärung übereignet wird ($$. 40 bis 42). f 


§. 17. i g 

Eingeworfene Grundſtücke, deren Flächeninhalt ſo gering iſt, daß ſie einzeln 
nur durch Grundſtücke, die zur Bebauung ungeeignet wären, erſetzt werden 
könnten, ſind, wenn ſie demſelben Eigenthümer gehören, zuſammenzulegen. 

Gehören ſie verſchiedenen Eigenthümern „ſo find fie mit deren Einverſtändniß 
in der Weiſe zu gemeinſchaftlichen Grundſtücken zu vereinigen, daß an ihrer 
Stelle bebauungsfähige Grundſtücke zugewieſen werden können, die Zuweiſung 
erfolgt unter Bezeichnung des Antheilsverhältniſſes als Miteigenthum. Die 
Kommiſſion hat auf die Herbeiführung des Einverſtändniſſes hinzuwirken. 

Sind die Grundſtücke, welche vereinigt werden (Abſ. 2), verſchieden belaſtet 
und haben die Belaſtungen auf das zuzuweiſende Grundſtück überzugehen ($. 42), 
jo findet die Vorſchrift des §. 12 Abſ. 2 entſprechende Anwendung.“ 


be 

Wird das im §. 17 Abſ. 2 bezeichnete Einverſtändniß nicht erzielt, ſo iſt 
für das eingeworfene Grundſtück die vollſtändige Entſchädigung lediglich in Geld 
zu gewähren: 

1. auf Antrag des Magiſtrats, wenn der Flächeninhalt des Grundſtücks 

ſo gering iſt, daß es nur durch ein zur Bebauung ungeeignetes Grundſtück 
erſetzt werden könnte, und wenn in dieſem Falle der Zweck des Um— 
legungsverfahrens vereitelt oder weſentlich beeinträchtigt werden würde; 

2. auf Antrag des Eigenthümers, wenn der Flächeninhalt in Folge der 

Umlegung ſo verringert werden würde, daß das zuzuweiſende Grundſtück 
zur Bebauung nicht mehr geeignet iſt. 

Auf die Bemeſſung der Entſchädigung findet die Vorſchrift des §. 16 
Abſ. 3 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung „daß die Entſchädigungsſumme 
um den Betrag gekürzt wird, der dem Eigenthümer ſonſt als Umlegungsbeitrag 
zur Laſt gefallen wäre. 

Theile der Reſtmaſſe ($. 10 Abſ. 3), welche dem im Abſ. 1 bezeichneten 
Grundſtück entſprechen würden (F. 12), können von der Auftheilung an ſämmtliche 
Eigenthümer ausgeſchloſſen und gegen Entſchädigung ganz oder theilweiſe auch 
mehreren Eigenthümern oder einem Eigenthümer mit deren Zuſtimmung zugetheilt 
werden. Die Entſchädigung iſt den Eigenthümern, an welche die Zutheilung 
erfolgt, aufzuerlegen (Vergütung). Die Vorſchrift des $. 16 Abſ. 3 findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


a 
$.19. 


Ueber das Vorhandenſein der Bebauungsfähigkeit ($$. 17, 18) entſcheidet 


die Kommiſſion nach Anhörung der Baupolizeibehörde. 


$. 20. 

Betheiligten, deren Rechte am Grundſtück erlöſchen (§. 42 Abſ. 2 Satz 3 
in Verbindung mit Abſ. 1 Satz 3) oder durch Anordnung der Kommiſſion ver— 
ändert werden ($. 25 Abſ. 1, 2), ſowie Miethern oder Pächtern, deren Rechte 
gemäß $. 42 Abf. 4 erlöſchen, iſt der Schaden, den fie durch die Umlegung er⸗ 
leiden, beſonders zu erſetzen, ſoweit der Erſatz nicht in den nach den $$. 14, 16, 
18, 31 gewährten Entſchädigungen einbegriffen iſt. 


r 
Im Uebrigen finden auf die Entſchädigungen, ſoweit nicht durch dieſes 
Geſetz Beſtimmung getroffen iſt, die Vorſchriften der $$. 7 bis 11, 13 des Ge 
ſetzes über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 (Geſetz⸗ 
Samml S. 221) mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Gemeinde 
als Unternehmer gilt. 
F. 22. 
Der Bebauungsplan für das Umlegungsgebiet darf während des Um 
legungsverfahrens ohne Zuſtimmung der Kommiſſion nicht abgeändert werden. 
Die Kommiſſion kann jedoch zur leichteren Durchführung der Umlegung beim 


Magiſtrat beantragen, daß der Bebauungsplan in dem nach dem Geſetze, bekreffend 


die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und länd⸗ 
lichen Ortſchaften vom 2. Juli 1875 (Geſetz-Samml. S. 561) vorgeſchriebenen 
Verfahren geändert wird. 

28 

Die Kommiſſion beſtimmt nach Anhörung der Straßenbaupolizeibehörde, 
innerhalb welcher Zeit die Straßen und Plätze des Umlegungsgebiets für den 
öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig herzustellen find. Dabei kann für dieſe 
Zwecke eine nur vorläufige Herſtellung zugelaſſen und als ausreichend anerkannt 
werden. Die Friſt kann für verſchiedene Theile des Umlegungsgebiets verſchieden 
bemeſſen werden. Nach Ablauf der Friſt kann die Bauerlaubniß aus dem Grunde, 
daß die Herſtellung noch nicht erfolgt iſt, nicht verſagt werden. In dem Falle 
des §. 3 Abſ. 1 Nr.! darf die Friſt, unbeſchadet einer anderweitigen Verein⸗ 
barung zwiſchen der Gemeinde und den betheiligten Eigenthümern den Zeitraum 
von 4 Jahren nicht überſteigen. 

Soweit die geplanten Straßen und Plätze bis zum Tage der Umlegung 
nicht hergeſtellt werden und die Grundſtücke nach dieſem Zeitpunkte zu ihrer Be⸗ 
nutzung vorläufige Zugänge oder Wege erfordern, können vorhandene öffentliche 
Wege, die zur Einziehung oder Verlegung beſtimmt ſind, einſtweilen noch auf— 


recht erhalten werden. Soweit dies nicht geſchieht, iſt die Herſtellung der vor⸗ 


läufigen Zugänge und Wege der Gemeinde aufzuerlegen. 


a 


„5 


Auf Antrag der Gemeinde unterbleibt die Auferlegung und es iſt den be⸗ 
theiligten Eigenthümern lediglich Entſchädigung in Geld zu gewähren, wenn die 
Herſtellung unverhältnißmäßig hohe Koſten verurſachen würde. Dieſe Beſtimmung 
findet keine Anwendung, wenn ohne die Herſtellung die Zugänglichkeit eines be- 
bauten oder gewerblich benutzten Grundſtücks, das im Beſitze des Eigenthümers 
verbleibt, beeinträchtigt werden würde. 


§. 24. 
Die nach den $$. 13, 14, 16 bis 23 erforderlichen Aufwendungen liegen 
der Gemeinde ob. 


Su 25 

Zur Erreichung des Zweckes des Umlegungsverfahrens kann die Kommiſſion 
beſtehende Grunddienſtbarkeiten aufrecht erhalten oder verändern oder neue Grund— 
dienſtbarkeiten auferlegen. 

Andere Rechte an Grundſtücken, die nach F. 42 Abſ. 2 Satz 3 in Ver⸗ 
bindung mit Abſ. 1 Satz 3 erlöſchen würden, kann die Kommiſſion, vorbehaltlich 
etwaiger Erſatzanſprüche (§. 20), auf das zugewieſene Grundſtück übertragen, ſo— 
fern ſie auf dieſem ohne erhebliche Beeinträchtigung des Berechtigten ausgeübt 
werden können und mit den Zwecken des Umlegungsverfahrens nicht in Wider: 
ſpruch ſtehen. 

Soweit erforderlich, hat die Kommiſſion auch die auf den Grundſtücken 
haftenden oder mit Rückſicht auf den Grundbeſitz zu entrichtenden öffentlichen 
Laſten anderweit zu vertheilen. 

$. 26. 

Die Kommiſſion hat die Beſtimmungen im Vertheilungsplane, namentlich 
über die Art der Grundſtücksvertheilung ($. 12), thunlichſt im Einvernehmen mit 
den Betheiligten zu treffen und insbeſondere auch auf das Zuſtandekommen von 
Vereinbarungen hinzuwirken, durch welche die Gewährung von Geldentſchädigungen 
möglichſt eingeſchränkt oder entbehrlich gemacht wird. 

Sie hat ferner darauf zu achten, daß ſich das Verfahren gegen die wirk— 
lichen Berechtigten richtet. 

8 27 

Wird eine Vereinbarung im Sinne des $. 7 Abſ. 1 getroffen, ſo iſt die 
Kommiſſion an deren Inhalt gebunden. 

Wird eine Vereinbarung der im $. 7 Abſ. 2 bezeichneten Art getroffen, ſo hat 
der Bezirksausſchuß darüber zu beſchließen, ob der Zweck der Umlegung bei einer 
Beſchränkung auf die von der Vereinbarung betroffenen Grundſtücke noch im 
Weſentlichen zu erreichen iſt. Trifft dies zu, und ſind die Eigenthümer der 
übrigen Grundſtücke mit der Beſchränkung einverſtanden, oder iſt eine ſpätere 
Umlegung ihrer Grundſtücke nicht ausgeſchloſſen, ſo hat der Bezirksausſchuß die 
von der Vereinbarung nicht betroffenen Grundſtücke von der Umlegung aus⸗ 
zunehmen. Hinſichtlich der von der Vereinbarung betroffenen Grundſtücke findet 
die Vorſchrift des Abſ. 1 entſprechende Anwendung. 
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Vereinbarungen, welche von den Eigenthümern der Grundſtücke eines 
einzelnen Baublocks oder mehrerer Baublöcke über die Umlegung dieſer Grund— 
ſtücke getroffen werden, ſind von der Kommiſſion zu berückſichtigen, ſoweit die 
ſonſtige Durchführung der Umlegung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes im 
Falle der Berückſichtigung nicht beeinträchtigt wird. 

Dieſe Vorſchriften gelten, auch wenn den Vereinbarungen eine rechts— 
verbindliche Form nicht gegeben iſt. f 


$. 28. 

Hat die Gemeinde gemäß F. 13 Entſchädigung zu leiſten, oder erfolgt an 
fie eine Zutheilung gemäß $. 18 Abſ. 3 und ſteht in dieſen Fällen ihr Inkereſſe 
zu dem gemeinſchaftlichen Intereſſe der Eigenthümer in erheblichem Gegenſatze, 
ſo hat der Regierungspräſident den Eigenthümern einen Vertreter und Verwalter 
zu beſtellen. Die Geſammtheit der Eigenthümer iſt inſoweit parteifähig. 

Der Vertreter und Verwalter hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. 
Er kann aus der Zahl der Eigenthümer genommen werden. Auf Verlangen 
erhält er außer dem Erſatze der baaren Auslagen eine angemeſſene Entſchädigung 
für ſeine Mühewaltung; die Feſtſetzung erfolgt durch die Kommiſſion die Zahlung 
liegt der Gemeinde ob. Die Auslagen, einſchließlich der durch die Beſchreitung 
des Rechtswegs ($. 39) entſtehenden, find dem Vertreter und Verwalter auf 
Verlangen von der Gemeinde vorzuſchießen. 

Der Vertreter und Verwalter erhält eine Beſtallung. 


§. 29, 

Aufwendungen, die der Gemeinde als Entgelt für einen ihr zufließenden 
beſonderen Vermögenswerth obliegen, ſind von einer Vertheilung auf die Eigen⸗ 
thümer ausgeſchloſſen. Dies gilt insbeſondere von der nach F. 13 zu leiſtenden 
Entſchädigung, von der Vergütung, die der Gemeinde im Falle einer an ſie 
erfolgten Zutheilung auferlegt iſt ($. 18 Abſ. 3), und von der Entſchädigung, 
die die Gemeinde in Folge entſprechender Anwendung der Vorſchrift des H. 9 
Abſ. 1 des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 
1874 zu leiſten hat (F. 21). 

Die übrigen Aufwendungen, die der Gemeinde nach $. 24, F. 28 Abſ 2, 
F. 36 Abſ. 1 Satz 2 obliegen (umlegungsfähige Aufwendungen), ſind auf die 
Eigenthümer zu vertheilen, ſofern der Magiſtrat darauf anträgt (Umlegungs⸗ 
beitrag). Es ſind jedoch in Gegenrechnung zu ſtellen und von der Geſammt⸗ 
ſumme der umlegungsfähigen Aufwendungen vorweg abzuziehen: 

1. die an die Gemeinde zu zahlenden Zuſchüſſe und Vergütungen (F. 15, 
$. 18 Abf. 3) und die nach §. 36 Abſ. 1 Satz 2 an ſie zu leiſtenden 
ſonſtigen Zahlungen, 

2. die von der Gemeinde nach $. 13 zu leiſtende Entſchädigung ſowie 
die Vergütung, die ihr im Falle einer an ſie erfolgten Zutheilung 
auferlegt iſt ($. 18 Abſ. 3). 


r 
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3 9 0 8 

Die Vertheilung der umlegungsfähigen Aufwendungen der Gemeinde (F. 29 
Abſ. 2) erfolgt unter Berückſichtigung des dem einzelnen Eigenthümer aus der 
Umlegung erwachſenden Vortheils oder — ſoweit die Anwendung dieſes Ver⸗ 
theilungsmaßſtabs nicht thunlich oder zweckmäßig erſcheint — unter Berückſichtigung 
der Frontlänge, des Flächeninhalts und der Lage oder des Werthes des zuge⸗ 
wieſenen Grundſtücks. N 

Auf Antrag des Eigenthümers iſt der Amlegungsbeitrag bis zum Verkauf 
oder zur Bebauung des Grundſtücks gegen eine Verzinſung mit dreieinhalb vom 
Hundert zu ſtunden. ö 

Soweit im Falle der Vertheilung von Umlegungsbeiträgen der Werth der 
gemäß SS. 11 bis 14 erfolgten Zuweiſung, abzüglich des Umlegungsbeitrags 
hinter dem Werthe des eingeworfenen Grundſtücks zurückbleiben würde „bleibt 
der Eigenthümer bei der Vertheilung außer Betracht; das Gleiche gilt von den 
nach $. 16 zu entſchädigenden Eigenthümern. 


$. 31. 

Soweit die Geſammtſumme der im $. 29 Abſ. 2 Nr. 1, 2 genannten 
Leiſtungen den Geſammtbetrag der umlegungsfähigen Aufwendungen überſteigt, 
iſt ſie von der Gemeinde an die Eigenthümer zu erſtatten. Die Erſtattung 
erfolgt unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften des §. 30 Abſ. 1. 


$. 32. 

Die im H. 15, F. 18 Abſ. 1, §. 23 Abſ. 3, F. 29 Abſ. 2 bezeichneten 
Anträge müſſen ſpäteſtens als Einwendung gegen den Vertheilungsplan ($. 37) 
angebracht werden, 

8 

Die Betheiligten ſollen ihre Anſprüche, ſobald ſich dieſe überſehen laſſen, 
möglichſt ſchon vor der Kommiſſion oder vor dem Bezirksausſchuſſe geltend 
machen. Wird dies unterlaſſen, jo kann die Kommiſſion oder der Bezirksausſchuß 
den Betheiligten die durch die nachträgliche Geltendmachung entſtehenden Koſten 
auferlegen. 


4. Aufſtellung und Feſtſetzung des Vertheilungsplans. 
$. 34. 

Unter Beobachtung der Vorſchriften der $$. 10 bis 31, 33 hat die Kom⸗ 
miſſion einen Vertheilungsplan nebſt Karte aufzuſtellen. 

Aus dieſer Aufſtellung muß der alte Beſitzſtand und die Neuvertheilung 
hervorgehen. Dabei ſind die einzelnen Grundſtücke nach ihrer Größe und ihren 
Eigenthümern, die einzuziehenden und zu verlegenden öffentlichen Wege und die 
nach $. 23 herzuſtellenden Zugänge und Wege, die nach §. 25 Abſ. 1, 2 zu 
i 54* 
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treffenden Anordnungen und die nach den Fh. 11 bis 14, 16 bis 24 in Ausſicht 
zu nehmenden Entſchädigungen ſowie die nach $. 15, §. 18 Abſ. 3, §5. 29, 
30, 33 aufzuerlegenden Zuſchüſſe, Vergütungen und Umlegungsbeiträge aufzu⸗ 
führen. Auch muß in den Fällen des §. 12 Abf. 2, H. 17 Abſ. 3 erſichtlich 
ſein, in welcher Weiſe dieſen Vorſchriften genügt iſt. 


§. 35. 

Ueber Vertheilungsplan und Karte (F. 34) hat die Kommiſſion mit den 
Betheiligten zu verhandeln. a 

Zu dem Verhandlungstermine ſind die Betheiligten zu laden. Die Ladung 
der Gemeinde, der Eigenthuͤmer und derjenigen, welche ſich zur Theilnahme an 
dem Verfahren gemeldet haben, geſchieht durch Zuſtellung, die Ladung der übrigen 
Betheiligten durch ortsübliche Bekanntmachung mit der Aufforderung, ſich zu 
melden und ihre Rechte geltend zu machen. Die Ladungen erfolgen unter dem 
Hinweis auf den Inhalt der Beſtimmungen der $$. 32, 33 und unter der Ver- 
warnung, daß beim Ausbleiben der Geladenen ohne deren Theilnahme über den 
Vertheilungsplan, insbeſondere über die Zuweiſung der Grundſtücke, die Feſtſetzung 
etwaiger Geldentſchädigungen, Zuſchüſſe, Vergütungen und Umlegungsbeiträge, 
über die Auszahlung oder Hinterlegung der feſtgeſetzten Geldentſchädigungen und 
über die nach $. 25 zuläſſigen Anordnungen beſchloſſen werden würde. 

In dem Termine darf jeder Betheiligte erſcheinen und ſein Intereſſe wahr⸗ 
nehmen. Nach Bedarf iſt Termin an Ort und Stelle anzuberaumen. 

Der Ortspolizeibehörde muß Gelegenheit gegeben werden, in dem Verfahren 
das ortspolizeiliche Intereſſe wahrzunehmen. Sie iſt insbeſondere von dem Ver— 
handlungstermine zu benachrichtigen und darf dazu einen Vertreter entſenden. 
Die Beſtimmungen in dem Vertheilungsplane, ſo weit ſie das ortspolizeiliche 
Intereſſe berühren, ſind thunlichſt im Einvernehmen mit der Ortspolizeibehörde 
zu treffen. 

§. 36. 

Die Kommiſſion hat über den Vertheilungsplan nebſt Karte, insbeſondere 
über die von den Betheiligten beantragten Aenderungen oder Ergänzungen zu 
beſchließen und erforderlichenfalls den Vertheilungsplan und die Karte nach Maß- 
gabe der Beſchlüſſe zu berichtigen und zu vervollſtändigen. Hierbei find auch die 
Ergebniſſe von Vereinbarungen, welche die Betheiligten über die Begründung, 
Aufhebung, Aufrechterhaltung oder Veränderung von Rechten getroffen haben, 
in den Vertheilungsplan aufzunehmen, ſofern ſie nicht mit dem Zwecke des Um⸗ 
legungsverfahrens in Widerſpruch ſtehen. 

An der Beſchlußfaſſung muß außer dem Vorſitzenden mindeſtens je eines 
der im §. 8 Abſ. 2 bezeichneten ſachverſtändigen Mitglieder Theil nehmen. 


37. 


8 
Nach erfolgter Beſchlußfaſſung hat die Kommiſſion den Vertheilungsplan 
nebſt Karte zu Jedermanns Einſicht offen zu legen und den Eigenthümern die 
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zugewieſenen Grundſtücke an Ort und Stelle in einem dazu anberaumten Termin 
anzuweiſen. Die Vorſchrift des §. 4 Satz 5 findet hierbei mit der Maßgabe 
entſprechende Anwendung, daß in der die Offenlegung ankündigenden Bekannt⸗ 
machung der Vorſitzende der Kommiſſion als die Stelle zu bezeichnen iſt, bei 
welcher die Einwendungen gegen den Vertheilungsplan anzubringen ſind. Der 
Gemeinde und den Eigenthümern iſt außerdem ein Abdruck des Vertheilungsplans 
nebſt Karte, den ſonſtigen Betheiligten, hinſichtlich deren in dem Vertheilungsplan 
eine Beſtimmung getroffen iſt, oder die an dem Verfahren theilgenommen haben, 
eine Benachrichtigung von der Offenlegung zuzuſtellen. 

Die Friſt zur Erhebung von Einwendungen beginnt gegen die im vorher⸗ 
gehenden Abſatze bezeichneten Betheiligten mit der Zuſtellung, gegen die übrigen 
mit der Offenlegung des Vertheilungsplans. 

Kommt die Einziehung oder Verlegung öffentlicher Wege in Betracht, ſo 
iſt der Wegepolizeibehörde Mittheilung zu machen. Einwendungen gegen die 
Einziehung oder Verlegung ſind in dem Umlegungsverfahren mit zu erledigen. 


$. 38. 

Werden Einwendungen gegen den Vertheilungsplan erhoben, ſo hat die 
Kommiſſion deren Erledigung durch Verhandlung zu verſuchen. Gelingt die 
Erledigung nicht, ſo ſind die Akten und die Verhandlungen mittelſt eingehenden 
Berichts dem Bezirksausſchuſſe vorzulegen. Dieſer beſchließt über die Einwendungen 
endgültig. 

Sind Einwendungen nicht erhoben oder iſt über ſie entſchieden, ſo erfolgt 
die Feſtſetzung des Vertheilungsplans durch endgültigen Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes. 

Dem Magiſtrat, den Eigenthümern und dem Vertreter und Verwalter 
(. 28) ift eine Ausfertigung des feſtgeſetzten Vertheilungsplans nebſt Karte, den 
ſonſtigen Betheiligten, hinſichtlich deren darin eine Beſtimmung getroffen iſt 
oder die an dem Verfahren theilgenommen haben, eine Benachrichtigung von 
der Feſtſetzung des Vertheilungsplans zuzuſtellen. 

Der Magiſtrat hat die geſchehene Feſtſetzung in ortsüblicher Weiſe bekannt 
zu machen. 


5. Rechtsweg. 


$. 39. 

Wegen der in den $$. 11, 13, 14, 16 bis 23 bezeichneten Anſprüche auf 
Entſchädigung in Geld ſteht den Betheiligten gegen den Vertheilungsplan von 
deſſen Feſtſetzung an der Rechtsweg offen. Die Klageerhebung iſt bis zum Ab— 
laufe von zwei Monaten nach dem Tage der Umlegung ($. 40 Abf. 1) zuläſſig. 

Gegen Betheiligte, denen die Ueberweiſungserklärung zuzuſtellen iſt ($. 40 
Abl. 1, 4), endet dieſe Friſt aber jedenfalls erſt zwei Monate nach erfolgter 
Zuſtellung. 


ä 


Iſt für den Fall des F. 13 ein Vertreter und Verwalter beſtellt (§. 28), 
ſo iſt die Klage von dieſem gegen die Gemeinde und von der Gemeinde gegen 
den Vertreter und Verwalter zu erheben; in den übrigen Fällen iſt fie von den 
Eigenthümern und den im F. 57 Abſ. 2 Nr. 1, 2 genannten Betheiligten gegen 
die Gemeinde und von der Gemeinde gegen die vorbezeichneten Betheiligten zu 
erheben. 

b In den Fällen des F. 15 finden die vorſtehenden Vorſchriften mit der 
Maßgabe Anwendung, daß der Rechtsweg nur dem belaſteten Eigenthümer zuſteht. 


6. Ausführung des Vertheilungsplans. 
$. 40. 

Die Ausführung des Vertheilungsplans wird durch die Beſchreitung des 
Rechtswegs nicht aufgehalten. Sie erfolgt durch eine von dem Bezirksausſchuſſe 
durch endgültigen Beſchluß zu erlaſſende Ueberweiſungserklärung. In dieſer iſt 
der Tag, an welchem die Rechtsänderungen hinſichtlich der umzulegenden Grund- 
ſtücke eintreten ſollen (Tag der Umlegung), zu bezeichnen. 

Der Tag der Umlegung iſt ſo zu beſtimmen, daß zwiſchen dem Tage der 
Bekanntmachung der Ueberweiſungserklärung und dem Tage der Umlegung ein 
Zeitraum von mindeſtens einem Monat Liegt. 

Die Ueberweiſungserklärung darf erſt erfolgen, wenn nachgewieſen iſt, daß 
die nach den $$. 14, 16 bis 23, 31 in dem Vertheilungsplane feſtgeſetzten Ent: 
ſchädigungen von der Gemeinde gezahlt oder hinterlegt ſind. Sie kann gleich— 
zeitig mit der Feſtſetzung des Vertheilungsplans ($. 38 Abſ. 2, 3) erlaſſen und 
mit dieſer verbunden werden. i 

Außer dem Magiſtrat, den Eigenthümern und dem Vertreter und Ver— 
walter ($. 28) iſt die Ueberweiſungserklärung den ſonſtigen Betheiligten, hin⸗ 
ſichtlich deren in dem Vertheilungsplan eine Beſtimmung getroffen ift oder die 
an dem Verfahren theilgenommen haben, zuzuſtellen. Der Magiſtrat hat die 
Ueberweiſungserklärung ohne Verzug in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 


F. 41. 


Mit der öffentlichen Bekanntmachung der Ueberweiſungserklärung erlangt 
die Gemeinde das Recht, die nach dem Vertheilungsplan etwa noch herzu— 
ſtellenden vorläufigen Zugänge und Wege (F. 23 Abſ. 2) anzulegen. 


$. 42. 


Iſt die Ueberweiſungserklärung ortsüblich bekannt gemacht, ſo wird mit 
dem Tage der Umlegung der Inhalt des Vertheilungsplans wirkſam. Die bis⸗ 
herigen Eigenthumsrechte an den eingeworfenen Grundſtücken erlöſchen. Zugleich 
werden die eingeworfenen Grundſtücke von allen privatrechtlichen Belaſtungen 
und Beſchränkungen frei, insbeſondere hören ſie auf, Fideikommiß oder Stamm⸗ 
gut zu ſein oder im Lehn- oder Leihverbande zu ſtehen. 
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Die Gemeinde oder der ſonſtige Wegeunterhaltungspflichtige wird Eigen⸗ 
thümer des nach §. 10 Abſ. 2 zu den öffentlichen Straßen und Plätzen zu⸗ 
gewieſenen Geländes. Soweit für ein eingeworfenes Grundſtück nach H. 12 
Landzuweiſung gewährt wird, tritt das zugewieſene Grundſtück in Anſehung des 
Eigenthums und der übrigen im Abſ. 1 Satz 3 bezeichneten privatrechtlichen Be⸗ 
ziehungen an ſeine Stelle. Von dem Uebergang auf das zugewieſene Grund— 
ſtück ſind jedoch ausgeſchloſſen das Erbbaurecht, die Dienſtbarkeiten, die Wieder⸗ 
kaufs⸗ und Vorkaufsrechte und die nicht lediglich in Geld-, Natural- oder per⸗ 
ſönlichen Leiſtungen beſtehenden Reallaſten, ſoweit in dem Vertheilungsplane 
nicht ein Anderes beſtimmt iſt. 

Die auf Grund der Vorſchriften der $$. 14, 16, F. 18 Abſ. 1, 2, $$. 23, 
31, 39 feſtgeſetzten Geldentſchädigungen treten hinſichtlich der in dem vorher⸗ 
gehenden Abſatze bezeichneten rechtlichen Beziehungen an die Stelle des ein⸗ 
geworfenen Grundſtücks. Das Gleiche gilt, wenn in den Fällen der Ss. 14, 
16, $. 18 Abſ. 1, 2, $$. 23, 31 die Feſtſetzung auf einer Vereinbarung ($. 36 
Abſ. 1 Satz 2) beruht. 8 

Mieth⸗ und Pachtverhältniſſe, auf Grund deren das eingeworfene Grund⸗ 
ſtück dem Miether oder Pächter überlaſſen war, erlöſchen, ſofern nicht ihr Gegen⸗ 
ſtand dem Vermiether oder Verpächter ungeſchmälert verbleibt und in dem Ver⸗ 
theilungsplane nicht ein Anderes beſtimmt iſt. 


$. 43. 

Auf Erſuchen der Kommiſſion hat das Grundbuchamt die Rechtsänderungen, 
die nach den Beſtimmungen des Vertheilungsplans und dieſes Geſetzes hinſichtlich 
der im Grundbuch eingetragenen oder durch Eintragung geſicherten Rechte ein⸗ 
treten, in das Grundbuch einzutragen und den Umlegungsvermerk zu löſchen, 
ſowie in das Grundbuch ferner einzutragen, daß das Grundſtück in Gemäßheit 
der Vorſchriften des §. 15 Abſ. 2 und des $. 18 Abſ. 3 zuſchuß⸗ oder vergütungs⸗ 
pflichtig und in Gemäßheit der $$. 29, 45 beitragspflichtig iſt. Mit dem Er⸗ 
ſuchen ſind dem Grundbuchamte die vorgeſchriebenen Kataſterbuchauszüge vor⸗ 
ulegen. 

1 Das Erſuchen iſt ohne Verzug zu ſtellen und muß die zu bewirkenden 
Eintragungen genau bezeichnen. 

Soweit für Grundſtücke das Grundbuch noch nicht als angelegt anzufehen 
iſt, finden die vorſtehenden Beſtimmungen hinſichklich der fonftigen gerichtlichen 
Bücher entſprechende Anwendung. 


F. 44. 

Die Vorſchriften der §§. 37, 38, 47 bis 49 des Geſetzes über die Ent⸗ 
eignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 und der Artikel 35 bis 41 
des Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 23. September 1899 (Geſetz-Samml. S. 291), betreffend 
die Hinterlegung ſowie die Behandlung der Geldentſchädigungen in dem Falle, 


SE Viele 
daß Grundſtücke Fideikommiß oder Stammgut find oder im Lehn- oder Leih- 


verbande ſtehen oder mit Reallaſten, Hypotheken, Grundſchulden oder Renten— 


ſchulden belaſtet ſind, finden entſprechende Anwendung. 


7. Nachtragsvertheilungsplan. 


§. 45. 

Erhöht ſich der Aufwand der Gemeinde (F. 29 Abſ. 2) in Folge des Aus⸗ 
ganges erhobener Rechtsſtreitigkeiten, ſo iſt der Mehrbetrag auf den Antrag der 
Gemeinde durch die Kommiſſion auf die Eigenthümer nachträglich zu vertheilen. 
Der Antrag iſt ſpäteſtens innerhalb eines Monats nach endgültiger Beendigung 
des letzten anhängigen Rechtsſtreits zu ſtellen. 

Ermäßigt ſich der Aufwand aus dem im Abſ. 1 Satz 1 bezeichneten Anlaſſe, 
ſo iſt der Minderbetrag den Eigenthümern im Verhältniß ihrer Beiträge zu Gute 
zu rechnen oder zu erſtatten. Wird hierüber eine Einigung nicht erzielt, ſo hat 
der Magiſtrat bei der Kommiſſion die Aufſtellung eines nachträglichen Wer: 
theilungsplans zu beantragen. Der Antrag kann auch von einem Eigenthümer 
geſtellt werden. 

Die nach F. 23 Abſ. 2 entſtehenden Aufwendungen können, ſoweit ſie 
nicht bereits nach den $$. 29, 30, 34 ff. vertheilt ſind, in dem nachträglichen 
Vertheilungsplane berückſichtigt werden. 

Auf den nachträglichen Vertheilungsplan finden die Vorſchriften der $$. 16, 
29, 30, 34 bis 38 entſprechende Anwendung. x 


F. 46. 

Soweit der Werth der auf Grund der $$. 11 ff. erfolgten Zuweiſungen 
abzüglich des Umlegungsbeitrags ($. 45) den im F. 16 Abf. 1, 2 bezeichneten 
Werth des eingeworfenen Grundſtücks nicht mehr erreichen würde, kann der Eigen⸗ 
thümer von der Gemeinde im Rechtswege die Nichterhebung des Umlegungs⸗ 
beitrags oder die Erſtattung des gezahlten Betrags beanſpruchen. Die Klage iſt 
binnen drei Monaten von dem Tage ab zuläſſig, an welchem der Umlegungs⸗ 
beitrag endgültig feſtſteht. 

Die nach Abſ. 1 nicht einziehbaren Umlegungsbeiträge können in einem 
nachträglichen Vertheilungsplan anderweitig vertheilt werden. Die Vorſchriften 
des §. 45 Abſ. 1, 4 finden Anwendung. 


8. Zuſtellungen. 
Saar 
„Auf die von der Kommiſſion zu bewirkenden Zuſtellungen finden die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
Geſetz-Samml. S. 195 ff.) und die zu deſſen Ausführung erlaſſenen Be⸗ 


ſtimmungen über die Zuſtellung von Beſchlüſſen des Bezirksausſchuſſes ent- 
ſprechende Anwendung. 


| 
| 
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9. Beſondere Vorſchriften. 


§. 48. 

Die nach dem Vertheilungsplan an die Gemeinde zu leiſtenden Zahlungen 
unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren durch die Gemeinde. 
Die Zuſchüſſe ($. 15), Vergütungen ($. 18 Abſ. 3) und Umlegungsbeiträge 
(§§. 29, 30, 45, $. 46 Abſ. 2) haben die Eigenſchaft gemeiner Laſten. 


$. 49. 
Iſt die Zuſchuß⸗ Vergütungs- oder Beitragspflicht erloſchen, ſo hat der 
Magiſtrat das Grundbuchamt oder das Amtsgericht um Löſchung des darauf 
bezüglichen Vermerkes zu erſuchen. 


Dritter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


F. 50. 

Werden die im H. 27 bezeichneten Vereinbarungen in rechtsverbindlicher 
Form getroffen und erachtet der Bezirksausſchuß im Falle des § 27 Abſ. 2 die 
daſelbſt im Satz 2 bezeichneten Vorausſetzungen für gegeben, ſo hat er das Ver— 
fahren durch Beſchluß einzuſtellen, ſofern der Magiſtrat und eine nach H. 3 
Abſ. 1 Nr. 2 zu beſtimmende Mehrheit der Eigenthümer die Einſtellung bean⸗ 
tragen. 

$. 51. 

Der Bezirksausſchuß kann ferner auf Antrag des Magiſtrats das Ver- 
fahren durch Beſchluß einſtellen, wenn nach Lage der Verhältniſſe, insbeſondere 
mit Rückſicht auf erhobene Entſchädigungsanſprüche oder auf die drohende Er⸗ 
hebung von ſolchen Anſprüchen begründete Beſorgniß vorhanden iſt, daß die 
Durchführung des Umlegungsverfahrens unwirthſchaftlich oder für die Gemeinde 
mit unverhältnißmäßiger Belaſtung verbunden fein würde, oder wenn ſich die 
Durchführung des Verfahrens auch außer den Fällen des $. 50 als entbehrlich 
erweiſt. Vor der Beſchlußfaſſung ſoll den ſonſtigen Betheiligten, ſoweit ſie an 
dem Verfahren theilgenommen haben, Gelegenheit gegeben werden, ſich zu dem 
Antrage zu äußern. Der Antrag iſt nur bis zum Erlaſſe des Feſtſetzungs⸗ 
beſchluſſes (§. 38 Abſ. 2) zuläſſig. Im Falle des §. 3 Abſ. 1 Nr. 1 hat die 
Gemeinde den Eigenthümern die ihnen entſtandenen nothwendigen Auslagen zu 
erſetzen. 
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Wird in den Fällen der §§. 50, 51 das Verfahren eingeſtellt, ſo hat auf 
Erſuchen der Kommiſſion das Grundbuchamt oder das Amtsgericht den Um— 
legungsvermerk zu löſchen. 55 


$. 53. 
Nachdem der Baupolizeibehörde von der in Ausſicht genommenen Umlegung 
Mittheilung gemacht worden iſt ($. 4) „darf ſie die Genehmigung zur Errichtung 
Geſetz-Samml. 1902. (Nr. 1038610387.) 55 


>= 20 = 


von Bauten auf Grundſtücken, für welche die Umlegung beantragt iſt, nicht 
ertheilen, ohne zuvor dem Magiſtrat Gelegenheit zur Aeußerung gegeben zu haben. 
Sie kann die Genehmigung verſagen oder an Bedingungen knüpfen, wenn durch 
den Bau die Umlegung erſchwert werden würde. 

Eine Entſchädigung wird wegen dieſer Beſchränkung der Baufreiheit nicht 
gewährt. 

$. 54. f 

Die Koſten des Verfahrens trägt die Gemeinde unbeſchadet der Vorſchriften 
der $$. 5, 6, 33. 

In Betreff der Koften, Gebühren und Stempel finden im Uebrigen, ſoweit 
nicht in dieſem Geſetz ein Anderes beſtimmt iſt, die Vorſchriften des $. 43 des 
Geſetzes über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 An- 
wendung. a 

§. 55 

Soweit Aufwendungen der Gemeinde, denen die Umlegungsfähigkeit fehlt 
(F. 29 Abſ. 1) oder die, obwohl umlegungsfähig ($. 29 Abſ. 2, $. 45, §. 46 Abſ. 2), 
wegen des Mangels einer geſetzlichen Vorausſetzung nicht umgelegt werden können, 
oder die Koſten des Verfahrens ($. 54 Abſ. 1) als Laſten der Gemeinde aufzu— 
bringen ſind, dürfen die Eigenthümer des Umlegungsgebiets nicht in beſonderem 
Maße, ſei es im Wege der Mehrbelaſtung oder der Beitragsleiſtung, ganz oder 
theilweiſe herangezogen werden. 

8 
Die in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Friſten ſind Ausſchlußfriſten. 


$. 57. 

Betheiligte im Sinne der $$. 4 bis 6 find außer der Gemeinde die Eigen- 
thümer, die Hypotheken-, Grundſchuld- und Rentenſchuldgläubiger und diejenigen, 
welchen an einem umzulegenden Grundſtücke der Nießbrauch oder ein Erbbau— 
recht zuſteht. 

Als Betheiligte im Sinne der $. 11 ff. gelten außer der Gemeinde, den 
Eigenthümern und dem Vertreter und Verwalter ($. 28): 

1. diejenigen, für welche ein Recht in dem Grundbuch oder einem ſon— 

ſtigen gerichtlichen Buch eingetragen oder durch Eintragung geſichert iſt, 

2. diejenigen, welchen ſonſt ein Recht an einem umzulegenden Grundſtück 

oder an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte zuſteht, die Miether 
oder Pächter, denen das Grundſtück auf Grund des Mieth- oder Pacht— 
rechts überlaſſen iſt, und im Falle der Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung der betreibende Gläubiger. 

Der Eigenbeſitzer ſteht im Sinne dieſes Geſetzes dem Eigenthümer gleich. 

Betheiligte, deren Recht im Grundbuch oder einem ſonſtigen gerichtlichen 
Buche nicht eingetragen iſt, haben auf Verlangen der Gemeinde, eines Eigen: 
thümers, der Kommiſſion oder der Behörde, vor welcher ſonſt das Verfahren 
ſchwebt, ihr Recht glaubhaft zu machen; vor erfolgter Glaubhaftmachung können 
ſie von der Theilnahme an dem Verfahren ausgeſchloſſen werden. 


529, -— 


Iſt wegen eines Rechtes, welches den Anſpruch auf Betheiligung an dem 
Verfahren begründen würde, ein Rechtsſtreit anhängig, ſo gelten beide Parteien 
als Betheiligte. 
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Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1903 in Kraft. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes ſind die Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten und des Innern beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Saßnitz an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 28. Juli 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. 
Möller. Budde. 


(Nr. 10387.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Idſtein, Montabaur, Naſſau, 
A Wallmerod, Weilburg und Wiesbaden. Vom 11. Auguſt 1902. 


uf Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der Grund— 
bücher im Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau, vom 11. Dezember 1899 
(Geſetz-Samml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung 
von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt 
von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Aintsgerichts in Idſtein gehörige Gemeinde Engen— 
hahn, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Montabaur gehörige Gemeinde 
Bannberſcheid, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Naſſau gehörige Gemeinde Dienethal, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Wallmerod gehörige Gemeinde 
Ewighauſen, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Weilburg gehörigen Gemeinden 
Ahauſen und Eſſershauſen und 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Wiesbaden gehörige Gemeinde Rambach 
am 15. September 1902 beginnen ſoll. 


Champéry, den 11. Auguſt 1902. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


ä 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 14. April 1902, betreffend die von der Alt- 
damm-Kolberger Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſene Vermehrung ihres 
Grundkapitals durch Ausgabe weiterer Stammaktien im Betrage von 
600 000 Mark, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 32 S. 183, ausgegeben am 
8. Auguſt 1902, 

der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 32 S. 185, ausgegeben am 
7. Auguſt 1902; N 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Juni 1902, durch welchen der Stadt— 

gemeinde Düſſeldorf das Recht verliehen worden iſt, das zur Herſtellung 
einer vierten Hauptwaſſerrohrleitung noch erforderliche Grundeigenthum 
im Wege der Enteignung dauernd zu beſchränken, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 30 S. 301, ausgegeben am 
26. Juli 1902; 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Juni 1902, durch welchen der Stadt— 
gemeinde Düſſeldorf das Recht verliehen worden iſt, das zur Herſtellung 
einer Anlage für die Reinigung der ſtädtiſchen Abwäſſer erforderliche 
Grundeigenthum im Wege der Enteignung zu erwerben, durch das Amts— 

blatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 31 S. 311, ausgegeben 
am 2. Auguſt 1902. 8 


Berichtigung. 


S. 231 F. 8 Zeile 5 hat von den Worten „Im Uebrigen“ ab ein neuer 
Abſatz zu beginnen. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


